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(Nr. 6451.) Verordnung wegen Aufhebung der Verordnung vom 2. Juli 1866. „betreffend 
N die Einſtellung des Civilprozeßverfahrens gegen Militairperſonen. Vom 
9. November 1866. BG ; 85 


. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen auf Grund des H. 14. der Verordnung vom 2. Juli 1866. be⸗ 


treffend die Einſtellung des Civilprozeßverfahrens gegen Militairperſonen 
Geſetz⸗Samml. S. 375.), und auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, 
was folgt: En 


Die Verordnung vom 2. Juli 1866., betreffend die Einſtellung des 
Cibilprozeßverfahrens gegen Militairperſonen, tritt am 1. Januar 1867, 
außer Kraft. i i 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f a = 


Gegeben Berlin, den 9. November 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. 
„ N Gr. zu Eulenburg. 
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Königlichen Preußiſchen Staaten 
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(Nr, 6452.) Privilegium wegen Kreirung einer II. Emiſſion auf jeden Inhaber lautender 
Obligationen für die Stadt Charlottenburg, Regierungsbezirks Potsdam, 
zum Betrage von 30,000 Thalern. Vom 15. Oktober 1866. 


Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ne. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Charlottenburg, unter Genehmigung 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung, darauf angetragen hat, zur Erweiterung 
der Anlagen der daſelbſt beſtehenden Gasanſtalt und Beleuchtung, außer den 
bereits durch Unſer Privilegium vom 19. Oktober 1860. kreirten Stadt⸗Obli⸗ 
gationen von 80,000 Thalern, ein ferneres Anlehen von 30,000 Thalern auf⸗ 
zunehmen und zu dieſem Zwecke weitere, auf jeden Inhaber lautende, mit Zins⸗ 
ſcheinen verſehene Stadt⸗ Obligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in 
Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833, wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwärtiged Privilegium zur Ausſtellung von dreißig tauſend Thalern Char⸗ 
lottenburger Stadt Obligationen, welche nach dem anliegenden Schema in 
100 Apoints à 100 Thaler und 20 Apoints à 1000 Thaler auszufertigen, 
mit fünf vom Hundert jährlich zu verzinſen und, von Seiten der Glaͤubiger 
unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung oder Ankauf 
mit jaͤhrlich mindeſtens anderthalb Prozent der Kapitalſchuld, unter Hinzu⸗ 
rechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen und der kuͤnftigen Ertrags⸗ 
Ueberſchuͤſſe der Gasanſtalt, innerhalb laͤngſtens fuͤnf und dreißig Jahren, von 
Zeit der Emiſſion an, zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter 
Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des 
Staates zu bewilligen. 5 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. ; 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 15. Oktober 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. . 


8 Pros 
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provinz Brandenburg, Kegierungsbezirk potsdam. 
(Stadtwappen.) 


Charlottenburger Stadt-Obligation ll. Emiſſion 


über 
1 Thaler Preußiſch Kurant. 


(Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums voommmm 
Geſetz⸗Samml. von 1866. S.. ) 


Wir Magiſtrat der Reſidenzſtadt Charlottenburg urkunden und bekennen hier⸗ 
durch, daß der Inhaber dieſes Schuldſcheines der hieſigen Stadt ein Darlehn 
Un Thalern, geſchriebeee n Thalern Preußiſch Kurant 
gegeben hat, deſſen Empfang wir hiermit beſcheinigen. 5 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil des zur Erweiterung der hieſigen 
ſtaͤdtiſchen Gasanſtalt und Beleuchtung in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privi⸗ 
, nen aufgenommenen Darlehns von 30,000 Thalern. 


Die Ruͤckzahlung dieſes Darlehns erfolgt nach Maaßgabe des dazu auf⸗ 
geſtellten Tilgungsplanes innerhalb laͤngſtens 35 Jahren dergeſtalt, daß die 
darin jaͤhrlich ausgeworfene Amortiſationsrate von mindeſtens Ein und einem 
halben Prozent der Geſammtanleihe unter Hinzurechnung der durch die Tilgung 
erſparten Zinſen in den Stadthaushalts-Etat aufgenommen, und aus dieſem 
Tilgungsfonds die Stadt-Obligationen mittelſt Auslooſung oder freien Ankaufs 
getilgt werden. Auch ſollen zur Amortiſation noch die Reinertraͤge der Gas⸗ 
anſtalt, ſoweit ſolche kuͤnftig die planmaͤßigen Zins⸗ und Tilgungsbetraͤge der 
Behufs Errichtung und Erweiterung der Gasanſtalt aufgenommenen ſtaͤdtiſchen 
Anleihen au porteur uͤberſteigen werden, verwendet werden. 

Die Stadtgemeinde Charlottenburg behaͤlt ſich das Recht vor, den 
Tilgungsfonds Behufs größerer Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 

Den Glaͤubigern ſteht kein Kuͤndigungsrecht zu. 

Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummern, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt 
drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Re⸗ 
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= S gierung zu Potsdam und in dem Staatsanzeiger. Jedesmal, wenn eines dieſer 
Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der Koͤniglichen Regierung ein 
entſprechendes anderes Blatt gewaͤhlt werden. 


Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzugeben 
iſt, wird daſſelbe in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. April und 1. Oktober, 
von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich verzinſt. 

Die Auszahlung des Kapitals und der Zinſen erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe dieſer Schuldverſchreibung, beziehungsweiſe der ausgegebenen Zinskupons, 
bei der Kaͤmmereikaſſe zu Charlottenburg, in der nach dem Eintritt des Faͤlligkeits⸗ 
Termins folgenden Zeit. ö 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤck⸗ 
zuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie faͤllig geworden, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Charlottenburg. 


Wenn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand 
erworben werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal 
durch die oben bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht werden. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug haben⸗ 
den Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. 
mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem 
Magiſtrate zu Charlottenburg gemacht werden, welchem alle diejenigen 
Geſchaͤfte und Befugniſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Ver⸗ 
ordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgung des 
Magiſtrats findet Rekurs an die Koͤnigliche Regierung zu Potsdam ſtatt; 


b) das im H. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei der hieſigen 
Königlichen Kreisgerichts⸗Kommiſſion; 


c) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; f 


d) an die Stelle der im H. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zins⸗ 
zahlungstermine follen vier, und an die Stelle des im $. 8. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. ö 


Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons aus⸗ 
f denden die ferneren Zinskupons werden fuͤr fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben 
werden. i . 


Die 


| tenbürg gegen Ablief 90 ? . 

denen Polens. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 

neuen Zinskupons⸗ Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 

5 Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 

eat Charlottenburg mit 11 Vermoͤgen und ihrer geſammten 
teuerkraft 


9 en zu Urkund haben wir diet Aus fertigung unter unſerer eee, 
ertheilt. 


5 1 „ DR . . ken „„ 18. f en 


tan Idiot Stempel.) 
Der zen. 


= as nente EI: Hierzu find Kupons Nr. 1. bis 10 ba 


JJV Talon ausgereicht. 
Der Kaſſenkurator. „„ Rendant der Kaͤmmereikaſſe. 


Wenn 
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provinz Brandenburg, Xegierungsbezirk potsdam. 


Serie 
%% œ NEN NE 
Ne 
ee ee Zinſen 
i der 


Charlottenburger Stadt⸗Obligation 
II. Emiſſion 


über Thaler. 

Inhaber dieſes Kupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 2 
die halbjährlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation ..... mit aus 
der Kaͤmmereikaſſe zu Charlottenburg. x 

Charlottenburg, denn 48.5 


(Trockener Stempel.) 
Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes.) 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem er faͤllig 
geworden, erhoben wird. 


Pro 


Charlottenburger Stadt⸗ Obligatten 
II. Emiſſion x ———— 
uͤber 


..... Thaler a fünf Prozent verzinslich. 


8 Juhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Rückgabe zu der vor⸗ 

benannten Obligation die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 
18. bei der Kämmereikaſſe zu Charlottenburg, ſofern nicht von dem Irhaber 5 
der Obligation gegen dieſe Ausreichung Bean. worden iſt. 


Charlottenburg, den .. ten 23535 18. 
4 (Trockener Stempel.) 


Der Magiſtrat. 


Gakſimile der Unterſchrift des Dirigenten und eines Muagiſtatsmitgledes. 


5 
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r. 6453.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der unter der Firma: 


„Pommerſche Hypotheken-Aktienbank“ mit dem Sitze zu Coͤslin errichte— 


ten Aktiengeſellſchaft. Vom 21. Oktober 1866. 


Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 1. Oktober g 


1866. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Pommerſche 
Hypotheken Aktienbank“ mit dem Sitze zu Coͤslin, ſowie deren Statut vom 
21. April 1866., letzteres mit der Maaßgabe zu genehmigen geruht, daß im 
$. 51. an die Stelle des dritten, vierten, fünften und ſechsken Satzes die nach⸗ 
folgende Beſtimmung zu treten hat: „Es waͤhlt, und zwar vor der erſten or⸗ 
dentlichen Generalverſammlung, den Praͤſidenten des Kuratoriums aus ſeiner 
Mitte. Das proviſoriſche Kuratorium iſt zur Einſetzung der Hauptdirektion 
befugt. Die von ihm zu vollziehenden Wahlen erfolgen zu notariellem oder 
gerichtlichem Protokolle.“ i 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Coͤslin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 21. Oktober 1866. 


| Der Miniſter für Der Minifter 
Der Finanz⸗ Handel, Gewerbe für die land⸗ Der 
miniſter. und oͤffentliche wirthſchaftlichen Miniſter des 
| Arbeiten. Angelegenheiten. Innern. 
Im Auftrage: 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Wehrmann. Gr. zu Eulenburg. 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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